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VG Stuttgart

Beschluss vom 06.07.2006

In der Verwaltungsrechtssache

wegen Abschiebung,

hier: vorläufiger Rechtsschutz

hat das Verwaltungsgericht Stuttgart - 6. Kammer - durch

den Vorsitzenden Richter am Verwaltungsgericht XXX

die Richterin am Verwaltungsgericht XXX

die Richterin am Verwaltungsgericht XXX

am 06.07.2006 beschlossen:

Der Antrag wird abgelehnt.

Der Antragsteller trägt die Kosten des Verfahrens.

Der Streitwert für dieses Verfahren wird auf EUR 2.500,-- festgesetzt.

Gründe :

Der Antragsteller ist türkischer Staatsangehöriger und reiste 1996 im Alter von 14 Jahren im

Wege des Familiennachzugs ins Bundesgebiet ein. Ab seinem 16. Lebensjahr war er im

Kinder- und Jugendheim XXX untergebracht. Der Antragsteller ist mehrfach strafrechtlich in

Erscheinung getreten und war zuletzt in Besitz einer Aufenthaltserlaubnis, gültig bis

07.10.2005, um ihm den Besuch einer Berufsfachschule und die Ausbildung in einer Bäckerei

zu ermöglichen. Nachdem festgestellt worden war, dass der Antragssteller diese Ausbildung

abgebrochen hatte und ein Antrag auf Verlängerung seiner Aufenthaltserlaubnis nicht gestellt

worden war, drohte die Stadt XXX dem Antragsteller am 17.11.2005 seine Abschiebung in

die Türkei an. Diese Verfügung wurde öffentlich zugestellt. Am 11.04.2006 wurde der

Antragsteller, der über keinen festen Wohnsitz verfügt, bei einem Ladendiebstahl im Stadt-
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gebiet von XXX festgenommen, woraufhin die Antragsgegnerin Abschiebungshaft

beantragte. Gegen den Antragsteller wurde mit Beschluss des Amtsgerichts XXX vom

12.04.2006 Abschiebungshaft bis einschließlich 11.07.2006 festgesetzt, seine dagegen

eingelegte Beschwerde und seine sofortige Beschwerde blieben ohne Erfolg.

Mit der am 22.05.2006 bei Gericht eingegangenen Antragsschrift begehrt der Antragsteller

den Erlass einer einstweiligen Anordnung, gerichtet auf die Verpflichtung der Antragsgegne-

rin, unverzüglich beim zuständigen Haftrichter die Aufhebung des gegen den Antragsteller

erlassenen Haftbefehls zu beantragen.

Gem. § 123 Abs. 1 Satz 2 VwGO kann das Gericht der Hauptsache auf Antrag eine einstwei-

lige Anordnung zur Regelung eines vorläufigen Zustands in bezug auf ein streitiges Rechts-

verhältnis treffen, wenn diese Regelung nötig erscheint, um wesentliche Nachteile abzuwen-

den. Hierfür ist erforderlich, dass die Notwendigkeit der vorläufigen Regelung, der sog.

Anordnungsgrund, und das Bestehen eines Rechts oder rechtlich geschützten Interesses, der

sog. Anordnungsanspruch, glaubhaft gemacht werden (§ 123 Abs. 3 VwGO i.V.m. § 920 Abs.

2 ZPO). Diese Voraussetzungen sind vorliegend nicht erfüllt.

Zwar ist für die vom Antragsteller beantragte einstweilige Anordnung der Verwaltungs-

rechtsweg nach § 40 Abs. 1 VwGO gegeben. Dem steht nicht entgegen, dass die Entschei-

dung über die Abschiebungshaft nach Maßgabe der §§ 106 Abs. 2 AufenthG, 1, 3 ff FEVG in

Verbindung mit § 23 Abs. 1 EGGVG den ordentlichen Gerichten übertragen ist. Denn mit

seiner einstweiligen Anordnung wendet sich der Antragsteller nicht gegen eine Verfügung

einer Justizbehörde bzw. strebt der Antragsteller kein entsprechendes Tätigwerden einer

Justizbehörde an. Die einstweilige Anordnung ist vielmehr auf ein Tätigwerden der Auslän-

derbehörde gem. § 10 Abs. 2 FEVG gerichtet. Eine Notwendigkeit, diese Rechtsstreitigkeit

kraft Sachzusammenhangs (dazu Kopp/Schenke, Kommentar zur VwGO, 14. Auflage, § 40

Rdnr. 49, 49 a, 49 b) den ordentlichen Gerichten zuzuweisen, besteht nicht.

Der Antrag ist aber unzulässig. Denn der Antragsteller braucht nicht erst gerichtlich zu

erstreiten, dass die Behörde einen Antrag auf Aufhebung der Haft stellt, da er selbst einen

solchen Antrag gem. § 10 Abs. 2 in Verbindung mit § 6 a Abs. 2 FEVG beim Amtsgericht

einreichen kann. Seinem wörtlich verstandenen Begehren fehlt es daher am Rechtsschutz-

bedürfnis. Dem Antragsteller geht es allerdings ersichtlich gar nicht darum, dass die Behörde
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einen entsprechenden Antrag stellt. Vielmehr soll durch die Anrufung des Verwaltungs-

gerichts ein Spruchkörper in das Abschiebungshaftverfahren eingeschaltet werden, der anders

als der Haftrichter zur Überprüfung der Rechtmäßigkeit seiner Abschiebung befugt ist.

Grundlage der verfügten Abschiebungshaft ist die öffentlich zugestellte Abschiebungsandro-

hung der Stadt XXX vom 17.11.2005. Mit seinem Antrag zielt der Antragsteller darauf ab,

eine Überprüfung der von der Stadt XXX erlassenen Verfügung zu erzwingen. Gegenstand

seines Vorbringens ist dabei der Einwand, dass er als türkischer Staatsangehöriger nach Art. 7

ARB 1/80 über ein Aufenthaltsrecht verfüge, die verfügte Abschiebungsandrohung mithin

rechtswidrig und von der Stadt XXX aufzuheben sei. Ein entsprechendes Verfahren, gerichtet

auf Rücknahme dieser Verfügung durch die Stadt XXX, wurde durch seinen Prozessbevoll-

mächtigten auch mit Schreiben vom 09.05.2006 eingeleitet. Anders als die Verwaltungs-

gerichte ist aber der Haftrichter an die von der Ausländerbehörde erlassenen Verwaltungsakte

gebunden, er hat im Verfahren auf Erlass eines Haftbefehls keine umfassende Prüfungskom-

petenz, sondern erfüllt nur eine Hilfsfunktion (vgl. dazu auch den vom Antragsteller-Vertreter

vorgelegten Beschluss des OLG Stuttgart vom 23.06.2006 – 8 W 232/06). Insoweit würde

dem Antragsteller eine Verurteilung der Behörde durch das Verwaltungsgericht entsprechend

seinem Antrag aber gar nichts nützen, da der Haftrichter weiterhin von der Gültigkeit des von

der Behörde erlassenen Verwaltungsaktes auszugehen hat, solange dieser nicht im dafür

vorgesehenen Verfahren gem. § 113 Abs. 1 VwGO durch das Verwaltungsgericht aufgehoben

worden ist. Folglich kann der Antragsteller sein wahres Anliegen in effektiver Weise nur im

Wege der Anfechtungsklage gegen den der Abschiebungshaft zugrunde liegenden Verwal-

tungsakt bzw. im Wege der Verpflichtungsklage auf Rücknahme der nach Auffassung des

Antragstellers rechtswidrigen Verfügung erlangen. Einstweiliger Rechtsschutz wäre dabei

nach § 80 Abs. 5 VwGO bzw. § 123 VwGO zu beantragen.

Die Kostenentscheidung beruht auf § 154 Abs. 1 VwGO. Die Streitwertfestsetzung erfolgt

gem. §§ 63 Abs. 2, 52 Abs. 2, 53 Abs. 3 Ziff. 1 GKG (entspr. Ziff. 1.5 des Streitwertkatalogs

2004 für die Verwaltungsgerichtsbarkeit: halber Auffangstreitwert).


